Wien, Donnerstag den 22. September 1881. XIV. Jahrgang. Nr. 38. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchriſt a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
a (Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) a 
ü i is: Für Wi i in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl. 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in 11 1 1570 ut gur das Auslund jährüch 8 Merl. 
2 i i i form bogenweije je nach Erfcheinen beigegeben, und beträgt 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform al 
das Jahres⸗Abonnement 5 dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
2 erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchriſt mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. mE 


reinbarung. — Reclamationen, wenn unverſtegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jemeilinen 


illi — Hei ü iger Ver 
Inſerate werden billigt berechnet. Deilagengebühr nach vorheriger Ve Kummer Berückichtlgung finden. 


In Folge von Steuerverkürzungen (ſoferne man ſie als vollbracht 
An unſere Teſer! anſieht) erleidet der Staat jedenfalls einen berechenbaren, materiellen 

Wir laden zur Pränumeration auf das vierte Quartal der Schaden; durch Steuercontrolsvergehen könnte derſelbe, wenn er es 
„Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung 1881“ freundlichſt ein. Der nicht verhindern würde, zukünftig einen ſolchen erleiden, unter Um⸗ 
Betrag für dieſes Quartal iſt für die Zeitſchrift ſammt der Beilage ſtänden aber auch früher bereits erlitten haben, ohne es hinterher ie 
„Erkenntniſſe des Verwaltungsgeriichtshofes“ 1 fl. 50 kr., ohne | genau conſtatiren zu können, da die Steuerverkürzungen nicht derart 
dieſe Beilage 1 fl. ſind, daß ſie, einmal begangen, dauernde, nicht verwiſchbare, leicht 
Gleichzeitig erlauben wir uns diejenigen geehrten Abonnenten, eruirbare Spuren hinterlaſſen. 1 8 5 . 
welche mit ihrer Einzahlung für frühere Quartale noch im Rückstand _ Eben darum muß die Finanzpo 5 außer 10 l I wit 
eee een m 2 ao been Ber h e ver dean ene Ewe bahn dhe 
em er Suhlangsmäle‘ ni u — W ka BT mit einer Reihe von Controlsmaßregeln umgeben, ſo zwar, daß der— 
s jenige, welcher ſolche Acte unbefugt, d. i. ohne Wiſſen und Willen der 
Inhalt. Steuerverwaltung, ausübt, noch bevor er zu deren Vornahme gelangt, 

Beiträge zur Reform des öſter reichiſchen Strafgeſetzes über Gefälls⸗ oder doch wenigſtens ehe er ſeine Ausbeute, nämlich das der Stener— 
übertretungen. Von Theodor Eglauer. II. Eintheilung der Steuer- pflicht unterliegende Object, in Sicherheit gebracht hat, ſich durch Ver— 


N N letzung der Controlsvorſchriften den ihn beobachtenden Wachorganen ver: 
Mittheilungen aus der Praxis: räth, indem eben ein ſolches vorſchriftswidriges Benehmen entweder 
Feldfrevel oder Beſitzſtörung? auf die Vorbereitung oder auf die Zuendeſührung einer ſteuerbaren 
Perſonalien. Handlung ſchließen läßt. 

Erledigungen. Dort, wo ſolche Controlsmaßregeln nicht gut möglich ſind, wie 


z. B. in Stempel und Gebührenſachen, iſt der Defraudirung der Ab- 
gabe Thür und Thor geöffnet. 


itrüne zur Reform des öſterreichiſchen Strafgeſetzes Gleich hier ſei erwähnt, daß wir die Uebertretungen der Staats— 
Beitrüg 5 5 f 8 sn ch ſch 8 0 [ } monopolsvorſchriften dann auch zu den Steuerverkürzungen rechnen, 
über Gefällsübertretungen. wenngleich das Aerar durch dieſelben nicht direct, aber auf einem Um— 

Von Theodor Eglauer. wege um eine öffentliche Abgabe gebracht wird; denn durch die Erzeugung 


; ; 5 oder den Umſatz von Monopolsgegenſtänden wird der Staat (die Ver⸗ 
II. Eintheilung der Steuervergehen. botwidrigkeit und Vollbringung dieſer Handlungen vorausgeſetzt) ver 
Die Steuervergehen können je nach dem Zwecke, der hiebei ver- hindert, durch künſtliche Erhöhung des Preiſes dieſer Gegenſtände eine 


folgt wird, in verſchiedenartige Eintheilungen gebracht werden. ſteuerartige Einnahme zu erzielen, und hiemit in ſeinem ſtaatswirth— 
So in objectiver Beziehung, d. h. in Bezug auf die ſchaftlichen Intereſſe unmittelbar geſchädigt. 
äußeren Merkmale des Steuervergehens, einmal in unmittelbare Die eben erwähnten Steuervergehen wollen wir in Hinkunft, zum 
und mittelbare. Unterſchiede von anderen, Monopolsſteuervergehen nennen. 
Die unmittelbaren Steuervergehen ſind ſolche, welche an und für Zweitens werden die Steuervergehen in Commiſſiv-) (Be⸗ 
ſich, alſo direet, das ſtaatswirthſchaftliche Intereſſe des Staates durch gehungs-) und Ommiſſiv- (Unterlaſſungs⸗) Delicte eingetheilt. 
gänzliche oder theilweiſe Vorenthaltung einer öffentlichen Abgabe (ſelbſt⸗ Die Commiſſivdelicte verletzen ein rechtsverbindliches Verbot 


verſtändlich aus anderen Gründen, als wegen Zahlungsunfähigkeit des (zu handeln), die Ommiſſivdelicte ein gleiches Gebot. Dieſe Unter— 
Steuerpflichtigen) bedrohen, und werden deshalb Steuer- (im $ 8 ſcheidung, welche das Gefällsſtrafgeſetz nur nebenbei andeutet, iſt darum 
des Gefällsſtrafgeſetzes des geringeren Umfanges halber Gefälls⸗) Ver⸗ von Wichtigkeit, weil nur die erſtgedachten Vergehen den Verſuch 
kürzungen genannt. zulaſſen, während die letzteren ihn ausschließen, und zwar nicht etwa 

Die mittelbaren Steuervergehen bedrohen das Intereſſe des deshalb, weil Unterlaſſungsvergehen nicht vorbedacht werden, ſondern 
Aerars blos indirect, durch Nichtbeobachtung einer behufs Hintanhaltung aus dem Grunde, weil dieſelben erſt in einem beſtimmten Zeitpunkte 
von Steuerverkürzungen getroffenen, allgemeinen Verfügung (ſteuerpolizei⸗ (nämlich im Momente des Eintrittes der Verpflichtung, zu handeln) 
lichen Anordnung), und werden zum Unterſchiede von jenen am Beſten begangen werden können, während Commiſſivdelicte, wie überhaupt 
Steuercontrols vergehen genannt. *) Handlungen, eines gewiſſen Zeitraumes zu ihrer Ausführung bedürfen. 


) Dieſer Art von Gefällsübertretungen hat das öſterreichiſche Gefällsſtraſ⸗ ) Das Gefällsſtrafgeſetz deutet dieſe Art von Gefüällsübertretungen durch 


geſetz keinen beſonderen Namen gegeben, wie aus 8 7 desſelben hervorgeht. das Wörtchen „verbotwidrig“ an. 
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Bemerkeuswerth iſt ferner, daß ein Steuerſtrafgeſetz mehr Gebote, Keine von beiden Eintheilungen kann als ihrem Zwecke entſprechend 
als Verbote, alſo mehr Ommiſſiv- als Commiſſivdelicte enthält; daher erkaunt werden. Was die letztere, rein proceſſuale Eintheilung anbetrifft, 
ſchon aus dieſem Grunde der Satz, es ſeien dieſe Vergehen im Allge— ſo iſt eben ihr praktiſcher Werth ſelbſt für das Gefällsſtrafver fahren 
meinen ſtrafbarer, als jene, für das Steuerſtrafrecht nicht gilt. gering. 

Drittens kann man die Steuervergehen nach den Vorſchriften, Das öſterreichiſche Gefällsſtrafgeſetz ſcheidet nämlich in ſeinem 
welche durch dieſelben übertreten werden, reſpective nach den zu Grunde zweiten Theile (88 500 und 501) als mindere Straffälligkeiten 
liegenden Steuerobjecten und der Form der Steuereinhebung, eintheilen ſolche Gefällsübertretungen aus, welche mit einer, nicht über ein be 
in Vergehen gegen die directen und indirecten Steuervorſchriften, ſtimmte Maß hinausgehenden Gel dſtrafe beſtraft werden, beziehungsweiſe 
und letztere wiederum in Zoll, Monopols-, Stempel, Lotto⸗, in Hinſicht auf die Staatsmonopole, wenn deren Gegenſtand ein beſtimmtes 
Verzehrungsſteuervergehen u. a. m. (vgl. die Aufzählung der- Gewicht nicht überſchreitet. 
ſelben im § 6 des Geſällsſtrafgeſetzes). N | Man möchte nun glauben, daß obige Unterſcheidung ſowohl auf 

Dieſe von dem Gefällsſtrafgeſetze bis in s Detail durchgeführte die Competenz der aburtheilenden Gerichte, als auf das ganze Ver— 
Eintheilung und abgeſonderte Behandlung der einzelnen Steuervergehen fahren von weſentlichem Einfluſſe wäre. Allein S 500 G. St. G. 
iſt meines Erachtens überflüſſig und für das Stenerſtrafrecht diesfalls belehrt uns eines Beſſeren: 
blos eine Zweitheilung zuläſſig, d. i. in Monopols- und andere „Das Verfahren iſt in der Regel für alle demſelben unter— 
Steuervergehen, und zwar aus dem Grunde, weil die erſteren Vergehen liegenden Verhandlungen nach gleichen Beſtimmungen eingerichtet. Für 
von letzteren weſentlich verſchieden find. Erſtere find in der Hauptſache mindere Straffälligkeiten werden jedoch zur Abkürzung des Ver— 
Commiſſiv⸗, letztere Ommiſſiv⸗Steuerdelicte. Bei Monopolsſteuervergehen fahrens einige Abweichungen von den allgemeinen Anordnungen 
ift der dem Aerar zugefügte materielle Schaden nicht jo leicht ziffer. vorgezeichnet. Das im Allgemeinen vorgeſchriebene Verfahren wird das 
mäßig darzuſtellen, wie bei anderen Steuervergehen, da die ſogenannte ordentliche, jenes für mindere Straffälligkeiten das abge kürzte Ver— 
Licenzgebühr für Monopolsgegenftände durchaus nicht genau mit der fahren genannt.“ 
vom Aerar aus deren Veräußerung gewonnenen Verbrauchsabgabe über Man it in Verlegenheit, das Weſen des abgekürzten Gefällsſtraf— 
einſtimmt. “) verfahrens heutzutage darzuſtellen, will man nicht etwa die Beiziehung 

Im Uebrigen iſt es für den Staat ganz gleichgiltig, ob ihm aus eines Actuars zu den Verhörs- und Thatbeſtandsaufnahmen als 
dieſem oder jenem Gefalle eine Adgabe erwächſt oder entgeht; der Criterium des ordentlichen Verfahrens erklären, da das Gefällsſtrafver⸗ 
directe Steuergulden iſt jo viel werth, als der indirecte, der Ver- fahren, offen gejagt, überhaupt ziemlich allgemein abgekürzt und moder⸗ 
zehrungsſteuergulden ebenſo viel, als der Zollgulden; es wäre denn, niſirt worden iſt, und zwar durch Gerichts gebrauch. 
daß, wie es bei letzterem gegenwärtig in Oeſterreich der Fall iſt, einer Es iſt eine allgemeine und bezeichnende Erſcheinung, daß ſich 
derſelben in einer anderen (Gold-) als der öſterreichiſchen Währung ent- überall dort, wo das geſchriebene Recht ſich nicht mehr anwenden läßt, 
richtet werden müßte. oder gegen die Billigkeit verſtößt, abänderndes Gewohnheitsrecht bildet: 

Die Auffindung der zur Bedeckung der Staatsbedürfniſſe taug⸗ eine traurige Erſcheinung aber iſt es, wenn es dahin kommt, daß ſich 
lichſten Mittel iſt Gegenſtand der Finanzwiſſenſchaft, die Verwerthung Gerichtsbehörden, nota bene Strafgerichtsbehörden, wegen Mangels an 
der Reſultate dieſer Forſchung Gegenſtand der Finanzpolitik eines Staates. einer zeitgemäßen Reform des Strafproceſſes gezwungen ſehen, von den 

Sind die Mittel zur Bedeckung der Bedürfniſſe des Staates, Vorſchriften desſelben auf dem Wege der desuetudo abzukommen. 
ſpeciell die öffentlichen Abgaben, aber einmal gewählt und geſetzlich ein— Noch verfehlter, als die beſprochene proceſſuale Eintheilung im 
geführt worden, daun iſt die Frage, ob eine Abgabe gerecht ſei oder öſterreichiſchen Gefällsſtrafgeſetze iſt deſſen materiellrechtliche Eintheilung 
nicht, eine Rechtsfrage, und deren Verkürzung ein ſtrafbares Vergehen, der Gefällsübertretungen in Schleichhandel, ſchwere und einfache 
wie jede andere Rechtsverletzung. Gefällsübertretungen. 

Ob nun eine Zoll- oder eine andere Abgabe von Jemandem ver Das Geſeßz felbft läßt uns über die Bedeutung dieſer laut § 9 
kürzt worden iſt, iſt — die gleiche Höhe des Betrages vorausgeſetzt — Gf. St. G. „in Abſicht auf die Beſchaffenheit und die Wichtigkeit 
ſowohl für den Staat, als wie für die Strafbarkeit der betreffenden der Folgen“ vorgenommenen Eintheilung im Unklaren. Wenn wir 
Steuerverkürzung ganz gleichgiltig; denn der Staat wird in beiden nun zur Durchſicht aller einzelnen einſchlägigen Beſtimmungen desſetben. 
Fällen im gleichen Maße an der Erreichung ſeines Finanzzweckes ge ſchreiten, ergibt ſich folgendes überraſchende Reſultat: 
hindert. f Be 1. Schleichhandel unterſcheidet ſich von den ſchweren und 

Ju ſubjectiver Beziehung, d. i. in Bezug auf die Zurechen. einfachen Gefällsübertretungen einzig und allein durch die Beziehung auf 
barkeit des Steuervergehens, unterſcheidet man vorſätzliche und nicht den Grenz (Linien-) Verkehr, indem ſich die alſo bezeichneten Gefälls— 
vorſätzliche, oder, was dasſelbe iſt, vorſätzliche und fahrläſſige übertretungen ſtets auf der Zoll- oder Steuerlinie abspielen, während 
(doloſe und culpoſe) Steuervergehen. Be die anderen Gefällsübertretungen, allerdings nicht ohne Ausnahme“), 

Während die vorgedachten Eintheilungen ſowohl von wiſſenſchaft nur im inneren, beziehungsweiſe auf dem offenen Lande vorkommen. 
lichem, als von praktiſchem Werthe ſind, dient eine letzte Eintheilung, die 2. Die ſchweren Gefällsübertretungen unterſcheiden ſich von 
in ſchwere und einfache Steuervergehen (delicta graviora und anderen Gefällsübertretungen blos dadurch, daß für fie in 9 23805 
leviora), rein praktiſchen Zwecken und ſoll deshalb eine gemiſchte G. St. G. ein eigenes Strafausmaß feſtgeſetzt iſt, welches jedoch nicht 
Eintheilung fein, d. h. nicht allein auf die objectiven, ſondern auch einzig daſteht (ſiehe 8 427 G. St. G.) *) und für dieſe Gattung von 
auf die ſubjectiven Momente des Steuervergehens Rückſicht nehmen, Gefällsübertretungen nur dann Auwendung findet, wenn das Geſetz nicht 
indem ſie dazu da iſt, um für ein in Rede ſtehendes Steuervergehen eine andere Beſtimmung enthält (iehe die 88 312, 315, 317, 321 
gewiſſe Fragen auf dem Gebiete des materiellen und formellen Straf— G. St. G.). g ; * 
rechtes in einfacher Weiſe beantworten zu können, insbeſondere über 3. Schleichhandel und ſchwere Gefällsübertretungen einerſeits, und 
die Strafart, Mitſchuld, Theilnahme, Verſuch, namentlich jedoch über einfache Gefällsübertretungen. andererſeits unterſcheiden ſich von einander 
die Competenz und Organiſation der Gerichtsbehörden. Ir einmal dadurch, daß die geringſte Vermögensſtrafe wegen Schleichhandel 

Dieſe Eintheilung nun, die für ein Strafgeſetz einzig und und ſchwerer Geſällsübertretungen gegen eine und dieſelbe Perſon, mit 
allein wichtige und unerläßliche Eintheilung, iſt dem öſterreichiſchen einem in Folge einer Unterfuch ung geſchöpften Straferkenntniſſe fünf 
Gefällsſtrafgeſetze gänzlich mißlungen. ’ . Gulden, wegen einfacher Gefällsübertretungen aber nur zwei Gulden 

Es hat, vor allem Anderen, in Verkennung der für die Geſetz⸗ beträgt (ſiehe die 88 38, 207 und 269 G. St. G.); ferner dadurch, 
gebungstechnik maßgebenden Grundſätze zwei Eintheilungen zur Er⸗ ne 1 für erſtere zwei Gattungen von Gefällsübertretungen unter 
reichung obigen Zweckes zu Hilfe genommen, eine materiellrechtliche beſonders erſchwerenden Umſtänden ſogenannter ſelbſtſtändiger Arreſt 
und eine proceſſuale. (d. h. unabhängig vom ſuppletoriſchen Arrefte) und audere Strafver⸗ 
—— Ber 2 5 ſchärfungen, wie der Verluſt von Rechten und Befugniſſen (aber nicht 
beträgt de h ersgeb ihr fü e 0 fl 380 tr per 100 Kit 98 ohne Ausnahme), ſowie die Landesverweiſung bezüglich Ausländer zu 
während etwa der jogenannte Drei König⸗Rauchtabak durchſchnittlich per Kilo 5 N — R N 
3 fl. koſtet, beträgt die Licenzgebühr für Rohtabak 7 fl., für Tabakfabricate gar *) Alſo iſt ſtrenge genommen gar kein principieller Unterſchied zwiſchen 
8 fl. 40 kr. per Kilo. den obgenannten Gefällsübertretungen. 
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den Vermögensſtrafen treten; endlich durch den Umſtand, daß bei eben⸗ 
denſelben Gefällsübertretungen die verſchiedenen Arten der Theilnehmung 
an deuſelben in ausgedehuterem Maße als bei den einfachen Gefälls⸗ 
übertretungen ſtatthaben (vgl. die 88 20, 24, 25 mit den 8 0 
incl. 176 G St. G.). 

Nach dem Vorhergeſagten iſt die eigenthümliche Sonderſtellung 
des Schleichbandels im öſterreichiſchen Gefällsſtrafgeſetze ganz unbegreif- 
lich und höchſtens durch die übertrieben ſchutzzöllneriſchen Ideen der 
Geſetzgeber erklärlich. 

Ich vermuthe übrigens einen hiſtoriſchen Grund dafür. in dem 
Umſtande, daß die Wegezölle (Schranfenabgaben) einſtmals die einzige, 
ſpäterhin lange Zeit die bedeutendſte Art der öffentlichen Abgaben reprä⸗ 
ſentirt haben, und deshalb deren Schutz vor Benachtheiligungen von 
beſonderer Wichtigkeit erſchien; in dieſer Anſicht beſtärkt es mich, daß 
das Strafausmaß für Verkürzungen des Mauthgefälles dasſelbe iſt, 
wie das ordentliche Strafausmaß für Schleichhandel (vgl. die 88 +36, 
437 mit $ 204 G. St. G.) 

Wie bereits erwähnt, haben Schleichhandel und ſchwere Gefälls— 
übertretungen mit einander Manches gemein (fiehe Punkt 3), und zwar 
ausſchließlich und durchgängig. Außerdem find fie in der Regel 
$ 12 G. St. G.) den Gefällsverkürzungen beizuzählen, was zur 
Folge hat, daß der Gegenſtand derſelben und — bei dem Umſtande, 


als Schleichhandel und viele ſchwere Gefällsübertretungen nicht nur 


9 
gehen (Verbrechen) ſolche, welche moraliſch verwerflicher und deswegen 
ſtrafbarer find, als andere, die einfachen Vergehen und Uebertretungen. 

Alſo die Strafwür digkeit kann der einzig richtige Eintheilungs⸗ 
grund für Vergehen überhaupt, und für Steuervergehen insbeſondere 
ſein, aber nicht, wie es im Gefällsſtrafgeſetze der Fall iſt, die Abſicht 
des Geſetzgebers, möglichſt viele Gefällsübertretungen unter Einen Hut, 
d. i. unter ein und dasfelbe Strafausmaß zu bringen ($$ 204, 265 
G. St. G.). 

Da es, wie weiter oben gezeigt worden iſt, für den Staat ganz 
gleichgiltig iſt, aus welchem Gefälle ihm eine Einnahme entgeht und 
auch die Art der Manifeſtation des rechtswidrigen Willens — nämlich 
ob durch Handlungen oder Unterlaſſungen — für die Strafbarkeit der— 
ſelben nicht entſcheidend iſt, ſo ergibt ſich ſchon von ſelbſt, daß hiefür 
nur die Vorſätzlichkeit und die Unmittelbarkeit des Steuer— 
vergehens maßgebend fein können. Hieraus folgt:; 

1. Wo rechtswidriger Wille und rechtswidrige äußere Handlung 

ſich decken, alſo bei der vorſätzlichen Steuerverkürzung, tritt der höchſte 
Grad von Strafbarkeit ein. 
In dieſem Falle liegen, wie bereits im vorhergegangenen Artikel 
nachgewieſen wurde, einige der weſentlichſten Merkmale des allgemein— 
rechtlichen Vergehens des Betruges vor, weshalb man auch nur die 
unmittelbaren und vorſätzlichen Steuervergehen mit dem Aus— 
drucke „Steuerdefraudationen“ bezeichnen kann. 


vollbracht der darauf geſetzten Strafen unterliegen — auch des bloßen 
Verſuches dieſer Gefällsübertretungen für die entfallenden Vermögeus— 
ſtrafen haftet (147 G. St. G.). 

Es iſt demnach kein nur einigermaßen triftiger Grund vorhanden 
geweſen, im Gefällsſtrafgeſetze die Unterſcheidung zwiſchen Schleichhandel 
und ſchweren Gefällsübertretungen zu machen, und zwar um ſo weniger, 
als der Unterſchied zwiſchen den für beide Gattungen feſtgeſetzten Straf— 
ausmaßen keineswegs ſo bedeutend iſt, daß er nicht durch eine kleine 
Erweiterung des für ſchwere Gefällsübertretungen feſtgeſetzten Strafaus— 
maßes hätte behoben werden können. Sind doch die ganz unterſten 
Strafſätze einander gleich (das Zweifache der verkürzten Abgabe), die 
ganz oberſten (das Zwölſfache für ſchwere Gefällsübertretungen, das 
Fünfzehnſache für Schleichhaudel) nur um eine Kleinigkeit verſchieden. 

Die Unterſcheidung von ſchweren und einfachen Vergehen iſt, wie 
gefagt, ſehr wichtig, indem ſie, richtig durchgeführt, ſowohl für das 
materielle Strafrecht, als für den Strafproceß von entſcheidendem Ein— 
fluſſe ſein kann; letzteres iſt jedoch, wie wir geſehen haben, 


der Fall. 

Und ſelbſt wenn wir den Unterſchied zwiſchen Schleichhandel und 
ſchweren Gefällsübertretungen fallen laſſen, und beiderlei Gefällsüber 
tretungen als ſchwere den einfachen Gefällsübertretungen 
gegenüberſtellen, jo mangelt uns doch vor Allem die Einflußnahme 
dieſer Zweitheilung auf das Gefällsſtrafverfahren, da nicht allein ein— 


fache, ſondern auch ſchwere Gefällsübertretungen (und Schleichhandel) 


mindere Straffälligkeiten ſein und dem abgekürzten Verfahren unterliegen 
köunen, inſoferne auf dieſelben das Geſetz nicht unabhängig von der 
Vermögensſtrafe die Arreſtrafe verhängt (S 501 G. St. G.). Ferner 
hätte obige Zweitheilung teinen Einfluß auf die Competenz der Gefälls— 
gerichte. Aber auch die materiellrechtliche Bedeutung der ſchweren Gefälls— 
übertretungen (ſammt Schleichhandel) iſt nicht groß. 

Zieht man das famoſe Ablaſſungsverfahren und die 
gnadenweiſe Nachſicht und Milderung der ausgeſprochenen Strafen mit 
in Betracht, ſo überſteigen erſtens die Geldſtrafen wegen einfacher 
Gefällsübertretungen oftmals diejenigen für ſchwere Gefällsübertretungen 
(und Schleichhandel). 

Zweitens iſt der Verſuch einerſeits nicht bei allen ſchweren 
Gefällsübertretungen, andererſeits aber bei einigen einfachen Gefälls⸗ 
übertretungen ſtrafbar (ſiehe 8 184, ſowie die 88 384, 423, 434, 
439 ff. u. a. m.). | 

Drittens hat die in Rede ſtehende Eintheilung der Gefällsüber⸗ 
tretungen weder auf die Verjährung, noch auf die Concurrenz 
von Gefällsübertretungen irgend welchen nennenswerthen Einfluß. 

Wir werden uns daher für ein künftiges Steuerftrafgeſetz um 
andere Eintheilungsgründe, als fie uns im öſterreichiſchen Gefällsſtraf 
geſetze geboten werden, umſehen müſſen. | 

Nach dem allgemeinen Sprachgebrauche und dem pofitiven, all- 


b conſequenterweiſe 
bei den des 
zwei Eintheilungen des öſterreichiſchen Gefällsſtrafgeſetzes durchaus nicht 


| 2. Durch Combinirung der Eingaugs gedachten, erſten und letzten 
Eintheilungen erhielte man eine Viertheilung der Steuervergehen, 
d. i. in vorſätzliche und fahrläſſige Steuerverkürzungen, in vor⸗ 
ſätzliche und fahrläſſige Steuercontrolsvergehen. Dieſe theoretiſche Vier— 
theilung muß jedoch im Intereſſe der Praxis einer Dreitheilung 
weichen. 

Wie wir geſehen haben, ſind Steuercontrolsvergehen entweder der 
Anfang oder das Ende einer Steuerverkürzung; demnach würden vor— 
ſätzliche Steuereontrolsvergehen, wenn der Beweis für die 
böſe Abſicht zu erbringen ſein wird, als der Beginn oder der Schluß 
einer Steuerdefraudation, entweder als Verſuch einer ſolchen, oder als 
vollbrachte Steuerdefraudation beſtraft werden, im Falle, als obiger 
Beweis aber nicht gelingen würde, müßte man die ſelbſt doloſerweiſe 
begangenen Steuercontrolsvergehen bei dem Umſtande, als die ſtraf— 
bare Fahrläſſigleit irgend eine Schadenzufügung zur Vorausſetzung hat, 
ungeſtraft laſſen. Dies würde bei der Schwierigkeit 
Beweiſes nun factiſch faſt immer der Fall ſein; daher iſt es klug 
und räthlich, die Steuercontrolsvergehen *), wie früher, ſammt 
und ſonders, ohne Unterſchied, ob ſie vorſätzlich oder ſahrläſſig begangen 
worden ſind, nach einem und demſelben Ausmaße zur Strafe zu ziehen. 

In Fällen jedoch, wo ein Controlsvergehen in unmittelbarem 
Zuſammenhange mit einer Steuerverkürzung ſteht, und dieſes Vergehen 
nach den geſetzlichen Beſtimmungen geahndet wird, ſoll jenes ſtraflos 
bleiben, weil gewiſſe Steuerverkürzungen ohne vorhergehende oder nach— 
folgende Uebertretung der Controlsvorſchriſten nicht begangen werden oder 


1 


wenigſtens nicht unentdeckt bleiben können, alſo letztere ſelbſtverſtändlich mit 


einbegreifen. Eine Ausnahme wird der eben ausgeſprochene Grundſatz 
allerdings dann erleiden müſſen, wenn die Uebertretung der Controls— 
vorſchriften eine nach dem allgemeinen Strafgeſetze zu ahndende Handlung, 


z. B. Verletzung ämtlicher Siegel, involvirt, und zwar aus dem Grunde, 


weil in dieſem Falle die Concurreuz eines Steuervergehens mit einem 
Criminalvergehen vorliegt, deren jedes von beiden nach einem beſondern 
Strafgeſetze behandelt zu werden verdient. 

3. Es erübrigen nur mehr die fahrläſſigen Steuerver— 
kürzungen, d. h jene, welche von Jemanden ohne Abſicht auf den 
Erfolg herbeigeführt werden, die aber von ihm unter den vorliegenden 
Umſtänden bei gehöriger Aufmerkſamkeit und Ueberlegung hätten vermie— 
den werden können. 

Wer ſich einer fahrläſſigen Steuerverkürzung ſchuldig macht, ſoll 
nach allgemein anerkannten Grundſätzen zum Erſatze des durch ihn ver 


) Es iſt klar, daß hier nur die Uebertretungen derjenigen Steuercontrols⸗ 
vorſchriften gemeint ſein köunen, welche entweder im Reichsgeſetzblatte, oder in 
dem für das betreffende Kronland beſtimmten Geſetz- und Verorduungsblatte 
oder durch die offieieflen Landeszeitungen, nicht aber blos im Verordnungs⸗ 
blatte für den Dienſtbereich des k. k. Finanzminiſteriums oder gar nur in den 


von den Finanz⸗Landesbehörden herausgegebenen Beilagen zu demſelben publieirt 


worden ſind; es ſei denn, daß irgend eine allgemeine Anordnung jeder ſteuer⸗ 


gemeinen Strafrechte aller Länder verſteht man unter ſchweren Ver 


pflichtigen Perſon insbeſondere kundgemacht worden wäre. 
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urſachten Schadens, d. i. der verkürzten öffentlichen Abgabe cum sua blick auf den § 5 der kaiſ. Verordnung vom 27. October 1849, 
causa) verhalten werden, außerdem aber noch eine Ordnungsſtrafe R. G. Bl. Nr. 12, behoben und den Kläger an die zuſtändige Behörde 
erleiden, welche den Zweck hat, die fahrläſſige Perſon künftighin zu gewieſen, weil nach dem Ergebniſſe des Localaugenſcheines der Be- 
größerer Auſmerkfamkeit gegen die ſtaatlichen Anordnungen anzuſpornen. langte nur einmal über die dem Kläger gehörigen Grundparcellen 
Selbſtverſtändlich ſoll aber nach denſelben Grundſätzen auch das gefahren iſt, ohne eine Störung des Letzteren in ſeinem Beſitze oder 
Strafausmaß für fahrläſſige Rechtsverletzungen viel niedriger gehalten die Aneignung irgend eines Rechtes auf dieſe fremden Grundſtücke zu 
werden, als jenes für die erwieſenermaßen vorſätzlich begangenen Gefeßes- | interdiren, daher die Erhebung und Beſtrafung dieſes Vergehens im 
übertretungen. Sinne des $ 38, rückſ. § 3 lit. a des Landesgeſetzes über den Schutz 
Leider hat das öſterreichiſche Gefällsſtrafgeſetz, höchſt wahrſcheinlich des Eigenthumes an Feldgrundſtücken dato. 17. Juli 1876 (galiziſches 
in der Erwägung, daß es in der Regel ſehr ſchwer fallen dürfte, den Landesgeſetzblatt Nr. 28) vor die Gemeindebehörde gehört. 
Beweis der vorſätzlichen Steuerverkürzungen vollſtändig und regelrecht Ueber den Reviſionsrecurs des Klägers hat jedoch der k. k oberſte 
nach der in dieſem Geſetze niedergelegten formellen Beweistheorie durch- Gerichtshof die Entſcheidung des Oberlandesgerichtes behoben und dem— 
zuführen, im § 14 beſtimmt, daß der Abgang eines böſen Vor- ſelben aufgetragen, mit Uebergehung der angeregten Unzuſtändigkeit in 
ſatzes nicht von der geſetzmäßigen Strafe befreie, und nur in einigen die meritoriſche Erledigung des Appellationsrecurſes einzugehen, in der 
wenigen Fällen einen auf die Uebertretung gerichteten Vorſatz als eine Erwägung, daß der Kläger blos aus dem Titel der Störung ſeines 
Bedingung der Beſtrafung erklärt. Beſitzes ſich beſchwert, das eitirte Landesgeſetz über den Schutz des 
Anſtatt doloſe und culpoſe Delicte grundſätzlich aus einander Eigenthums an Feldgrundſtücken ddto. 17. Juli 1876 jedoch blos die 
zu halten, betrachtet dasſelbe den böſen Vorſatz blos als erſchweren- Beſchädigung der in demſelben bezeichneten Objecte mit Strafe belegt, 
den ($ 90, 3. 3 G. St. G.), die Fahrläſſigkeit als mildernden mithin in vorliegendem Falle nicht platzgreift, da in der Gebrauchs 


($ 92, Z. 2 G. St. G.) Umſtand. nahme einer fremden Sache zum eigenen Vortheile eine Beſchädigung 
Wir glauben auf das Princip der freien richterlichen Beweis- dieſer fremden Sache nicht erblickt werden kann. 
würdigung ſoweit bauen zu dürfen, daß wir es wagen können, gegen die (Oberftgerichtl. Entſcheidung vom 20. April 1881, Z. 4076.) 
Steuerdefraudanten nur dann die volle Strenge eintreten zu laſſen, wenn 1 
ihre Schuld, eine Abgabe vorſätzlich verkürzt zu haben, vollſtändig * : — = 
erbracht fein wird. 2 2 Perjfo na lien. 
Trotzdem werden wir, um den Anforderungen der Praxis zu Seine Majeſtät haben den geheimen Rath Richard Grafen Beleredi 


zum Präſidenten des Verwaltungsgerichtshofes ernannt. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Hofrathes 
bekleideten Statthaltereirath Dr. Johann Ritter Friedl v. Friedenſee zum 
Statthalterei-Vicepräſidenten der Prager Statthalterei ernannt und die dadurch 
erledigte Statthaltereirathsſtelle dem Bezirkshauptmanne in Krumau Joſeph 
Stum mer verliehen. 

Seine Majeſtat haben dem Statthaltereirathe Johann Bradacz den 
Titel und Charakter eines Hofrathes, dann den Bezirkshauptmännern Ignaz 
Baukal und Friedrich Jenik-Zaſadsky Ritter v. Gamſendorff den 
Titel und Charakter von Statthaltereiräthen, allen taxfrei, verliehen. 

Seine Majeſtat haben den Finanz⸗Obercommiſſär der böhmiſchen Finanz⸗ 
Landesdireetion Patriz Pokorny zum Miniſterialſecretär extra statum im 
Finanzminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtat haben dem Miniſterial-Viceſecretar im Finanzminiſterium 
Dr. Franz Ritter v. Srbik den Titel und Charakter eines Miniſterialſeeretärs 
verliehen. 

Seine Majeſtat haben dem Zollamtsaſſiſtenten beim Hauptzollamte in 
Krakau Franz Swoboda das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtat haben den Ingenieur Don Juan Navarro Beverter 
in Valencia zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Concipiften der Polizeidirection in Trieſt Johann Atz zum Polizeicommiffär 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zollamtsverwalter beim Hauptzollamte in 
Simbach Albert Plachetka zum Zolloberamtsverwalter beim Hauptzollamte in 
Linz ernannt. 9. 

Der Finanzminiſter hat den Verwalter der Tabakfabrik in Tabor Anton 
Zizka zum Director einer k. k. Tabakfabrik erſter Kategorie ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel eines Directors bekleideten Hilfs- 

ämter⸗Directionsadjuncten der Finanzprocuratur in Innsbruck Anton S chimeczek 
zum Hilfsämterdirector der Prager Finanzprocuratur ernannt. 
j Der Finanzminiſter hat den Finanzinſpector Anton Wanke zum Finanz⸗ 
rathe bei der Finanzdirection in Czernowitz, ferner den Finanzſecretär Georg 
d'Endel zum Finanzinſpector in Sereth, dann den Finanz-Obercommiſſär Inlius 
Wittich zum Finanzſecretär und den Finanzeommiſſär Victor Spendling zum 
Finanz⸗Obercommiſſär der gedachten Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanz⸗Obercommifſäre Franz Kubiczek 
und Hermann Niemeczek, dann den Finanzwach-Oberinſpector Eduard Neu- 
ber zu Finanzräthen der Brünner Finanz⸗Landesdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiffär Edm. Dunkl und die 
Miniſterialconcipiſten Maximilian Ritter v. Glommer, Friedrich Böhm und 
Dr. Witold v. Korytowski zu Miniſterial-Viceſecretären im Finanzminiſterium 
ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſteontrolor Dismas Förg in Trieſt zum 


genügen, das Straſausmaß für fahrläſſige Steuerverkürzungen doch noch 
ſo hoch halten müſſen, daß es ſich für den ſchlauen und berechnenden 
Steuerdefraudanten nicht lohnen wird, ſein ungeſetzliches Treiben fort— 
zuſetzen. 

An dieſer Stelle möge es ausgeſprochen werden, daß ſich der 
Staat das Geld, welches er für die Finanzwache und die übrigen feine 
Intereſſen gegen pflichtvergeſſene Unterthanen hütenden Organe der 
Finanzverwaltung auszugeben gezwungen iſt, nie reuen laſſen, ſondern 
vielmehr deren materielles Los, insbeſondere aber auch ihre ſociale 
Stellung nach Möglichkeit verbeſſern ſoll. Am allerweiteſten gefehlt 
wäre es jedoch, aus Erſparungsrückſichten die Zollgrenze oder andere 
wichtige Steuerlinien und Poſten ſchlecht bewacht oder gar unbeaufſichtigt. 
zu laſſen. Dies hieße geradezu, die Steuerdefraudanten und Schwärzer 
zu ihrem traurigen Erwerbe einzuladen. 

Nicht viel beſſer wäre es, ein Strafgeſetz länger zu dulden, 
welches, wie das öſterreichiſche Gefällsſtrafgeſetz, den Uebelthäter häufig 
entſchlüpfen, noch häufiger aber mit gelinden, ja hie und da geradezu 
lächerlichen Strafen davon laufen läßt. 

Ob uns ſchließlich mit der gewonnenen Dreitheilung der Steuer— 
vergehen in Steuerdefraudationen, einfache Steuerverkürzungen 
und Steuercontrolsvergehen, welche Eintheiluug auf inneren 
Merkmalen beruht, auch weſentlich gedient ſein wird, ſoll die Folge 
lehren, insbeſondere das Capitel über die Strafqualität und Quantität, 
ſowie die Competenz der Steuerſtraf-Gerichtsbehörden. 


(Weitere Artikel folgen.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Feldfrevel oder Beſitzſtörung? 


Szaje L. belangte den Nicolaus L. wegen Befitzſtörung, begangen 
dadurch, daß der Beklagte mit ſeinen Wägen, auf denen Bauholz 
geladen war, ohne Einwilligung des Klägers über deſſen angebaute 
Aecker und friſch gemähte Wieſen gefahren war. Oberpoſtcontrolor daſelbſt ernannt. 

Das k. k. Bezirksgericht zu T. hat mittelſt Erkenntnißbeſcheides Erledigungen. 
ddto. 1. October 1880, 3. 6211, dem Klagsbegehren um Beſitzſchuz Aichmeiſterſtellen bei den k. k. Aichämtern in Klagenfurt und St. Veit 
Folge gegeben, hingegen das k. k. Oberlandesgericht zu L. laut des mit 360 fl. und 250 fl. Jahresremuneration, bis Ende September. (Amtsbl. 


Ar; f Nr. 211.) 
Deeretes vom 21. December 1880, g. 30.034, 2 erſtrichterlichen Zollamts⸗Verwaltersſtelle beim k. k. Hauptzollamte am Bahnhofe in Bai⸗ 
Erkenntnißbeſcheid wegen Unzuſtändigkeit des Gerichtsſtandes im Hin⸗ riſch⸗Simbach 912 der neunten Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende October. 
Zr (Amtsbl. Nr. 212.) N 

*) Hierüber iſt ſchon im vorhergehenden Artikel ausführlich geſprochen Rechnungsrevidentenſtelle bei der Statthalterei in Prag mit der neunten 
worden. Rangsclaſſe, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 213.) 
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